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N- Bei dem nahen Schluß des Quartals ersuchen wir unsere Leser um möglichst zeitige
Erneuerung des Abonnements für das erste Vierteljahr des nächsten Jahres. Zugleich bitten wir

unsere Freunde nach Kräften für die möglichst weite Verbreitung unseres Blattes zu sorgen.

Worüber die Minister allem ein

Urtheil haben.
Bei den Verhandlungen über den Marineetatam

11. Dezember kam es zu einem, Meinungsaustausch
zwischeneinigen Ministern und Abgeordneten,bei dem

es sich anscheinendnur um eine Kleinigkeithandelte,
aber es kam dabei doch eine Sache zur Sprache, die

uns gar schwereBedenken macht.
Die Re ierung hatte nämlich im- Bud et eine

Gehaltsverbeserung für einen Jnfanteriegeneral eaiitragt,
der die Stelle eines Direktors im .Marine-Ministerium
bekleidet. Einige Abgeordnetemeintenjedoch,daß»sie

diese Zulage aus mehreren Grunden «nichtbewilligen
könnten, unter Anderen auch darum nicht, weil»sie»der
Ansicht seien, daßder Hm Direktorwohlein tuchtiger
General sei, aber doch mcht die nöthienKenntnisse
Und Erfahrungen im SESW esen be itze Hieran
erwiederten der Kriegs- und Manne-Ministerund»ebeti-
sv der Finanzminister, daß die Regierungalleindie

Tüchtigkeitder Beamten zu beurthktlenhabe, nicht aber

das Haus der Abgeordnetenund die einzelnen Abgeord-
neten selbst. ·

·

Wir bemerken zunächst,daßunter ,,Regierung«hier
doch wohl nur der Marineminister allein zu verstehen
it; deUU die Marinebeamten werden doch wohl nur

auf seinen Vorschlag,nicht aber auf den des Finanz-
oder des Unterrichts- oder des landwirthschaftlichen
Mknistcrs ernannt. Ferner schickenwir vorauf, daß es

dem Abgeordnetenhauseselbstgar ZuchtelUgefaFeUils-
einen Beschluß über die Tüchtigkeitoder Untuchtigkeit
des betreffendenBeamten zu fassen, Und daßdie Abge-
ordneten, denen die Minister antworteten, einen solchen
Bkschlußauch nicht im Entferntestenbeantragen wollten.

Je gaben nur ganz einfach die Gründe an, aus denen
lIe gegen die Zulage zu stimmen beabsichtigten

Die Hauptsacheaber ist- daß die Herrn Minister von

den Abgeordnetenzu verlangenscheinen,daß siefür irgend
einen beliebigen Beamten zwar Geld aus der Tasche
des Volkes bewilli en, sich aber «anz und gar nicht
darum kümmern sollen,ob das eld auch gut und
zweckmäßigverwandt wird. Fast noch wunderbarer ist,
daß sie, wie aus ihren Reden hervorgeht, an ihrem
unbestreitbaren Recht, dem Könige nach ihrem besten
Wissen und GewissenVorschlägezur Besetzung von

Beamtenstellen zu machen, nicht genu haben. Sie
vertan en außerdem noch, daß jeder an ere Mensch im

preußikchenStaate sie darum, weil sie Minister sind,
auch sur-»dieeinzigen Leute halten soll, die ein richtiges
Urtheil uber die Personen und die Gegenständei rer

Verwaltungbesitzen. Es mag ein ganz gutes Sprüch-
wort sein: »wenn Gott ein Amt giebt, giebt er auch
Verstand«. Aber erstens ist es doch nicht der liebe

Gott, der den Ministern ihr Amt gegebenhat- Und
zweitens heißt es in dem Sprüchwortdoch auch nicht,
daß Gott den Leuten, denen er kein Amt giebt, darum
auch keinen Verstand giebt.

Und dann weiter. Die Minister und die auf ihren
Vorschlagan estelltenBeamten sind doch nicht dazu da,
um ihre, sondernum unsere, um des Volkes
Angelegenheitenzu besorgen. Gewiß ist ihr. Beruf
unendlichwichtigerund fordert sehr viel mehrKenntniß,
Bildung und Charakterstärke,als jeder andere Beruf in
der menschlichenGesellschaft Aber darin, daß sie für
Andere arbeiten, und darum auch das Urtheil Anderer

sich gefallen und unter Umständenals ein maßgebendes
gelten lassen müssen, darin stehen sie sogar jedem
Gewerbetreibenden gleich. Man denke sich, ein Bauherr
sprächezum Bauineister:»Du hast mir einen untüchtigen
Werkführergeschickt,die Mauer die er aufgerichtethat,
steht nicht lothrecht,und der Mörtel enthältmehr Sand
als Kalk; ichkann daher seine Arbeit nicht gut heißen,
ihm auch kein Geld dafür bezahlen.«Würde da wohl



der Baumeister antworten-, dürfen: »Du sprichst von

Dingen, die du nicht verstehst, ich bin der Baumeister
und habe daher allein ein Urtheil darüber,ob mein

Werkführertüchtigist oder nicht. Du hast bei dem

ganzen Bau weiter nichts zu thun, als ruhig zuzusehen
und mir meine Rechnung zu bezahlen«

Wir glauben kaum, daß irgend ein Baumeister im

preußischenStaate so antworten würde. Er würde

vielmehr mit dem Bauherrn an Ort und Stelle gehen,
die Sache untersuchen und ihm Recht geben, wenn er

Recht hat; hat er aber Unrecht,ihn durch eine verständige
Auseinandersetzung davonzu überzeugensuchen.

Wie weit das Gleichnißhierherpaßt, überlassenwir
dein Urtheil unserer Leser. Wir meinen aber, daß·es

zu einem gesundenVerhältnissezwischenRegierung und
Volk und zu einem dauernden heilbringendenZusammen-
wirken der Minister mit unsern Vertretern erst dann
kommen kann, wenn die Minister von der Ueberzeugung
durchdrungensind, daß alle Abgeordneten in jedem
einzelnen Falle nur danach streben, das Beste des
Volkes zu erreichen,und daß sie als denkende Menschen
die Erkenntnißdessen, was das Beste.ist, nur durch
die Prüfung der Thatsachenerlangen wollen, und nicht
auf die bloßeVersicherunghin, eine Sache sei gut oder
eine Person sei brauchbar, sie auch für gut und brauch-
bar halten. Die Minister müssenwissen, daß man mit
einem denkenden Menschenund einem denkenden Volke auf
die Dauer nicht in Friede und Eintracht leben wird, wenn
man mit ihrer Beihülfe andere Dinge durchxetzenwill,
als solche, von deren Rützlichkeitund Notwendigkeit
und von derenRechtmäßigkeitmansie zu überzeugen»ver-

steht. Nur wenn trinkt«-es- mit ganz unselbststtindigen
und gedankenlosenMenschenzu thun hat, mag es aus-

reichen, wenn man mit ausgehobenemFinger zu ihnen
spricht: Schweigt und thut was Jhr sollt, denn-wir
allein verstehen, was zu Eurem Besten gereicht, nicht
aber Jhr."

Politische Wochen-schau.
Preußen. Das Abgeordnetenhaus hat in dieser

Woche die Vorberathuiig des Staatshaushaltss
gesetzes für 1867 beendet.

Jn der Sitzung am 10. id. Mts. wurde der Militär-
Etat berathen. Von Seiten der Fortschrittspartei
war beantragt worden«die ganze geforderte Summe als

Pauschquantum zu sbewilligen, welchem Antrage das

Haus ·edoch seine Zustimmung versagte, nachdem der Mi-
nister sichgegen denselben ausgesprochenhatte, weil, wie er

sagt, dies ein extraordinärerKredit sei, den man dem Mini-
sterium zur Verfügun stelleund den

dagelbenicht beanspruche.
Allerdings wies der ZlbgGneist na , daß in dem Antrage
weder den Worten noch der Sache nach eine solche extra-
ordinäre Kreditbewillignngliege, sondern daß es sich nur nin

eine erweiterte Vollmachtzur Ausgabe vorhandener Gelder

handle. Es fehle fur die Titel-Eintheilung des Budgets
eine gesetzlicheGrundlage, Und deshalb könne das Haus auch
zwei und mehrere Titel zusammenfassen.Die Bewilligung
des Budgets in einzelnen Titeln sei die Ertheilung einer

beschränktenVollmacht, und das Haus könne dieseVollmacht
wohl erweitern, der Bevollmächtigtekann sich.dann selbst

die Grenzen ziehen, aber die erweiterte Vollmachtzurückweisen
könne er nicht.

An Stelle des Antragesder Fortschrittsparteiwurde fol-
gender vom Abg. Reichenheim gestellteAntrag, zu welchem
der

KriegosministerseineZustimmunggegebenhatte, angenom-
men:

»
as Hans wolle beschließen,den Etat der Militäk-

Verwaltung zu bewilligen wie fol t: IX. Kriegsministerium
Kap. 54. für Zwecke der Militär- erwaltun für 1867 fort-
dauernde Ausgaben 41,574,348, darunter kunftig wegfallend
118,201 Thlr.«

Die Grundsätze,nach welchendas Abgeordneteuhausdie

gesetzlicheRegelung der Militärfragewünscht,hat dasselbein

folgender, von den Abgg. Waldeck, v. Carlowitz und

Reichensperger beantragten und vom Hause angenom-
menen Resolution ausgesprochen: »Bevor das Haus der Ab-

geordneten in die Berathung des Militäretats pro 1867 ein-

tritt, erklärt dasselbe:
1) Daß dieser Etat einen wesentlich provisorischen

Charakter an sich trägt, indem er die dem preußischenStaate
neu einverleibten Landesgebiete und die Staaten des nord-

deutschenBundes nicht mit umfaßt, deren Hinzutreten aber

nothwendig einen maß ebenden Einfluß auf die künftigeFest-
stellung des Militärckgtatsausüben muß;

2) daß die Bewilligung der in diesem Etat geforderten
Summen eine Genehmigungaller demselben zu Grunde

liegenden thatsächlichenEinrichtungen nicht in sich schließt,
vielmebr daran festgehaltenwerden muß, daß in Geinaßheit
des Art. 34 und 35 der Verfassungs-Urkunde»das Gesetz vom

3. September 1814 bis zum verfassungsmaßigenZustande-
kommen eines nenen Organisationsgesetzesdie gesetzlicheNorm

für die ’Dauer der Dienstzeit im stehendenHeere und für
das Verhältnißder Landwehr zu demseben bildet;

3) da die nach dein .
3 des Gese es vom Z. September

1814 na demjedesmaligen Staatsver »ltniß zu bestimmende
Stärke des stehenden Heere-s nur« unter-Zustimmung der

Landesvertretungfestgestelltwerden kann.«

Ebenso wurden die außerordentlichenAus aben in einem

Posten bewilligt, und zum Schluß der De atte über den
Militär-Etat ein Antrag auf Verbesserung der Besoldung
und der Stellung der Militärärzte angenommen.

Am Dienstag fand die Berathung des Marine-Etats

statt. Bei derselben-wurde die Gehalts- Erhöhun von

1900 Thalern für den Direktor am Marineminiterium
gestrichen. Ein Antrag des Abg. Harkort, die Schiffsan-
käufe im Auslande einzustellenund die inkändifcheIndustrie
zu Unterstützetl-wurde abgelehnt. Der Regierungs-Kommissar
äußerte sich in »Bezugauf«diesenAntrag, daß eine Unter-

stützung der inlandischenIndustrie nur möglichsei, wenn

diese das leistet, was die Marine - Verwaltung fordern muß.
Was die Anlage einer eigenen Schiffsbauanstaltanbetrifft, so
treten einem solchenPlane großeSchwierigkeitenentgegen,
darunter besonders die Verzögerungder Anlage. Betreffsdes

Baues in anderen Fabriken ist noch kein Anerbieten von

inländischenFabriken gemachtworden; kämensolcheAnträge,
so sei die Regierungsehr bereit, sie zu beruckfichtigenDie

Regierung müsse
aber besonders dem Antrageentzegentretemweil dadurch edenklicheVerzögerungenin der ntwicklung

der Marine eintreten·würden.-——Ein Antrag von Schmidt
(Randow) und Genossen, »wegenAnlagedes Hafens in der
Kieler Bucht neue sorgfältigeErmittelungen in Bezug auf
den passendsten Platz- anzustellen, wird, nachdem die

Regierung ihre Zustimmungerklärt,angenommen«
Bei der Debatte, deren Resultat die oben mitgetheilte

Absetzungder 1900 Tglnwar, sprachsich der Minister ·v. d.

Heydt dahin aus, aß die Regierung dein entschieden



widersprechenmüsse, wenn das Haus für sich das Recht zur

Beurtheilung der Qualifikation der Beamten»inAnspruch
nehme. Die Staatsregierung erachtet dieses Recht fiir »ein
Recht der Exekutive und wird dem Hause das Recht nicht
einräumen zur Benrtheilung der Qualifikation der Beamten.
Dafür ist die Regierung respoiisabel und sie wird die Ver-

antwortung tragen.
T d d EttJn der Abend i un desselben ages wur e er a»

der Postverwaltiintzg.bErakhen.Das Haus sprach»dabei

den Wunsch aus nach Ermaßigung des Landbriefbe-
stellgeldes. ·

Am Mittwoch erledigte das Haus zuerst den Etat tder
Telegraphenverwaltung

— Bei der Berathung uber

den Etat der Porzellan-Manusaktur wurdendie 100,0(·)0
Thlr. zur Verlegung derselben nicht genehmigt. Bekanntlich
soll an der Stelle, wo dieselbesich jetzt besiUPekzTM Neues
Ab eordnetenhans gebaut werden, da das jetzige,wie -all-
seitig anerkannt ist, den Vedürjnissen in keinerWeise entspricht.
Es war zum Zweck der Prufung dieserAngelegenheiteine

Kommission ernannt, welchesich dariiber geeinigt hatte, dem

Hause folgende Anträge zur Annahme zu empfehlen:
»Das Haus der Abgeordnetenbeschließt:a) unter Ab-

lehnung des Projektes, an der Stelle der Porzellan-Manu-
faktur ein Abgeordnetenhauszu bauen, die Regierung aufzu-
fordern, den Bau eines nionumentalen Parlaments-
gebäudes vorzunehmen; b) die Regierungaufzufordern,
unter Zunahme des sogenannten Kabinetshauses schleunigst
einen neuen Sitzungsscial für das Haus zu bauen.

Nach eingehenderDiskussion, in welcher die schonso oft
gerügtenMängel des jetzigenSitzungssaaleseingehender-

örtert wurden, und in welcher die iothwendigkeitfür die

PreußischeVolksvertretung,ein würdiges Gebaude zu er-

richten, betont wurde, nahm das Haus mit großerMehrheit
den Antrag an. Es folgzemjdieader Berg-, Hütten- und· ,al.iuen- erwaltung«-so swie über
die Eis enbahnen. Aus letzterer Berathung, bei welcher
wiederum die Vorlage des Vertrages mit der Köln-Mindener

Bahn gefordertwurde, heben wir besonderseine Ausführung
des Abg. Michaelis über die Grundsatzeder Buchführung
bei dieser Verwaltung herpor,indem er nachwies,daß,wenn
man die Rechnung nacheinemandern,von ihm fur richtig

e altenen Prinzip anstellt,Zuchtein Uebers uß von 1,3»00,000gäb-,sondern ein Defizit von 2190 T lr. sichergiebt.
Am Donnerstag wurde die Berathung über den Etat der

Eisenbahnverwaltung beendigt. Darauf brachte der Finanz-
Minister 3 Gesetz-Entwürfeein. Der erstebetri die Auf-
hebung des Salzmonopols und Einfü rung einer
Steuer von 2 Thlr. pro Centner Speisesalz und von 2 S r.

pro Centner denaturalisirtes Salz; der zweite betrifft ie

Stempelfreiheit für die gemeinnützigenBauge-
fellfchaften und der dritte«dieEinfuhrungeiner Steuer

auf alle im Besitz auslandischer Gesellschaftenbefindlichen
Eisenb ahnen im preußischenStaate·

Daran wurde der Etat der Forstverwaltung erledigt.
Vel deknEtat der indirecten Steuern gab besonders
der Zettuvgsstempei zu einer lebhaften Debatte Veran-
lassung« Daö

»

Haus sprach sich für die Aufhebungdieser
Steuer aus. Jtt der Abendsitzungwurde dieserEtat erledigt.
Am Freitag wurden der Etat der directen Steuern und
der Etat der Hohenzollernschen Lande erledigt,und so
die Vorberathungdes Budgets geschlossen;am Dienstag be-
ginnt die Schlußberathung.

·

—

Das Herrenhaus hat keine-Sitzunggehalten.
Der MinisterpräsidentGr. Bismarck muß sich noch

eraihung über den-- Etat-

immer sehr schonen, »denSitzungen des Abgeordnetenhauses
hat er nochnicht beigewohnt; auch die Gesundheit des Kriegsd
ministers v. Roon soll noch nicht zufriedenftellendsein.

Der Abg. Waldeck ist an einem Augenübelbedenklich
erkrankt.

Der König und der Kronprinz von Sachsen sind
hier eingetroffen.

Am Sonnabend sind die Vertreter der Regierungendes
norddeutschen Bundes zur Berathung ü er die dem
Parlament zu machendeVorlage der Bundesverfassungzu-
sammengetreten.

Die Verhandlungen mit Oesterreichüber die Erneuerung
des Zoll- und Handelsvertrages sollen in diesen Tagen er-

öffnet werden.

Ofsiziös wird mitgetheilt,.daßalle in den Zeitungen ent-
haltenen Nachrichtenüber den Verfassungs-Entwurf für

genhnorddeutschenBundesstaat auf bloßen Vermuthungen
eru en.

Die Vorbereitungen für die Wahlen zum norddeutschen
. Parlament werden sehr eifrig betrieben. -Da das Parlament
AnfangFebruar zusammentreten soll, so scheint es Zeit zu
sein, daß man sich in den einzelnen Wahlkreisenüber die
Kandidaten einigt.
Möge die liberale Partei nichts versäumen, um sichden

Sie bei diesen so wichtigenWahlen zu sichern.

FrankreichEndligist die neue MilitairsOrganisation
verö entlichtworden. ieselbe ist dem preußischenSystem
sehr ähnlich,dochhat man dort das Prinzip selbstvollständig
verkannt, indem man die Stellvertretung beibehält.

Italien. Rom ist jetzt von den französischenTruppen
geräumt;der Papst wird nun wahrscheinlichnicht mehr lange
das weltlicheRegiment behalten.

Neueste Nachrichten.
Nord-Amerika. Wenn man den Finanzssustand als

Maßstab für die Entwicklung eines Landes anlegen darf, so
erholtsichNo3d-Amerikasehr schnell von den Wunden des

vierjährigenBurgerkrieges.—- Durch die sehr schnelleZurück-
fuhrung der»Armeeund der Flotte auf den Friedensfußhat
man es moglichgemacht, schon jetzt die Staatsschuld um

mehr als dreihundert Millionen Thaler zu verringern
Mexiko. Kaiser Maximilian will das Land verlassen,

ohne jedoch dem Thron zu entsagen, und die Franzosen
wollenihn nicht abreisen lassen, bevor er allen seinen An-
spruchen entsagtund·

die Krone feierlichniedergelegthat.
So befindet er Kaisersich jetzt gleichsamals Gefangener
seinerBundesgenossenin Orizaba. Im Grunde genommen

scheintuns die Sache sehr gleichgültig;ob Kaiser Maximis
lian abdankt oder nicht, wenn er einmal Mexth Verlassen,
kehrt er niemals dahin zurück.

Die Beendigungver Budgetberrithuiigif
Nachdem jetzt die Vorberathungdes Staatshaushaltss

gåsetzes
im Abgeordnetenhausebeendigtist, wollen wir einen

rzen Blick auf das Resultat dieser Verhandlungenwerfen,
welche das Budgett in.Einnahme und Ausgabe auf
168,929,873 Thlr. festgesetzthaben.

Man wird vielleicht diesenBerathungennichtmit Unrecht
den Vorwurf machen, daß sie theilweiseden Stempel großer
Eile tra en,, aber wenn man sich auch im Ganzen beeilt hat,
um endlich einmal ein Staatshaushaltsgesetzvor Beginn
des Jahres zu Stande zu brin en, so sind doch alle

Hauptfragen desBudgets (mit usnahme der Militairs



frage) mit großer Gründlichkeit im Hause besprochen
worden, wovon die mitgetheilteuVerhandlungen dem Volke
Zeugniß ab elegt haben. Es sind bei den Eiats der ein-
zelnen Ministerienvon dem Abgeordnetenhausealle die Be-
denkenzur Sprache gebracht worden, welche sie gegen die
betreffenden Verwaltungen geltend machen zu müssenglaub-
ten, uud wenn auch von Seiten einiger Blätter, die am

liebsten von der Kammer nichts weiter hören möchtenals
das Wort;: »Ja«, dieses Aussprechender Bedenken einen leb-

haften Tadel erfal)ren»hat, so wissen wir doch,daß das Volk
in seiner Mehrzahl diesenAusführungenmit großemInter-
esse gefolgt ist, und daraus den Ernst erkannt hat, mit wel-
chem seine Vertreterihre Aufgabe, das Recht des Volkes

nach allen Richtungen hin wahrzunehmen, zu er-

füllen streben.
-

Solche gründlichenBesprechungenhaben besonders statt-
gefunden bei den Etats der Ministerien der Justiz, des

Kultus und des Innern, und wenn bei dem Militairetat

auf eine solcheausführlicheErörterungnicht eingegangen ist,
so hat, wie wir schon früher entwickelt haben, dies seinen
Grund darin, daß man die Zeit für zu kurz hielt, um vor

der Feststellung des Budgets eine gesetzlicheRegelung der

Militairfrage eintreten zu lassen, und es deshalb vorzog, den
Etat dieses Ministeriums im Ganzen, ohne Erörterung
der einzelnen Titel, zu bewilligen.
Außerdemfand auch noch bei dem Kapital, welches die

Einnahmen des Staates aus den indirecten Steuern
feststellt, eine lebhafte Erörterung über die Einnahme aus
der Zeitungsfteuer statt, deren Abschaffun von der·Mehrheit
des Hauses dringend empfohlen wurde; getden direeten
Steuern wurde die Nothwendigkeit der Kontingens
tirung der Steuern hervorgehoben. «

Jm Großen und Ganzen sind alle Forderungen der Re-

gierung bewilligt worden« abgesetzt vom Etat wurden ·

nur

im Ganzen 136,900 Thie»namiich 100,000 Thie» welche
als erste Rate für die Verlegung der Porzellan-Ma-
nufaktur gefordertwurden, 35,000 Thlr., welcheausdem
Etat des Ministeriums des Jnnern für geheime polizei-
liche Zwecke gefordert wurden, und 1900 Thlr. Gehalts-
zulage für den Direktor im Maine-Ministerium
Außerdem wurden noch in wei FragsnBestimmungen

getroffen,welchenicht den Ansichtender e ierung entspra-
chen. Unter den Summen für Gehaltsverbe erungen waren

50,000 Thlr. angesetztfür die Verbesserung der Besol-
dungen der Minister und anderer höhererBeamte; das

Haus entschied sich dafür, diese Summe auch für die Auf-
besserungen der Besoldungen der- unteren Beamtenzu ver-

wenden. Zweitens wurde in
BeziBauf den Dispositions-

fond von 300,000 Thlr. die estimmung getroffen, daß
für die aus demselben bestrittenen Ausgaben nachträglichdie

Genehmigung der ammer eingeholt werden solle.
Noch eine scheinbare Absetzung, welchedie Kammer

beschlossen,muß erwähntwerden, da zu furchten steht, daß
sie zu Mißdeutungen Veranlassung geben könne. Die
Regierunghat aus den eingehendenKriegskosten-Entschadi-

ungen im Etat einen Zuschußvon 4,620,000 Thlr. zu
Mariae-Zweckenangesetzt.Es ist dies die Summe, deren

Zuschußzu den etatsmäßigenEinnahmen nothwendigway
damit der Etat in" Einnahme und Ausgabe balancire, und
man kann es eigentlich als rein zufällig annehmen,daß
dieser Zuschußgeradeals »zu Mariiiezwecken««be»zeichnetist;
es ist dies wahrscheinlichdeshalb geschehen,weil im Manne-
Etat ein entsprechendgroßesExttasOrdinarium angesetztist.

Da nun, wie angeführt,136,900 Thlr. von den Ausgaben
gestrichenworden sindsso ist ein um so viel geringerer
Zuschuß nothwendig geworden, und das Haus hat dein-
nach auch nur 4,483,100 Thlr. bewilligt. Es ist dies eine
Verminderungder Summe,welche sich ganz einfach aus der
Rechnungergiebt, und in welcher keineswegs eine Ver-
ringerun der für die Marine geforderten Mittel
enthalten is.

Wenn nun aber das Haus auch diesmal mit einer nicht
genug anzuerkennendenAusdauer das Staatshaushaltsgesetz
in einer urzen Frist durchberathen hat, Um es vor dein
Schluß des Jahres zu beendigen, so wird dies doch nicht
immer in»Zukunft in so kurzer Zeit möglichsein. Man wird
deshalb in die Lage kommen, entweder das Staatshaushalts-
gesetznicht vor dem Anfang des Jahres zu beendigen,wo-

durch wieder im Anfan des Jahresdie Ausgaben ohne
gesetzlicheGrundlage geführtwer en müssen, ein Zustand,
den man wohl allgemein zu vermeiden wüns t, oder man

wird die Kammern statt Mitte November chon Anfang
October

Zusammenwermüssen,um ihnen das Budget vor-

zulegen. etzteres hat seine großenSchwierigkeiten,indem eine

großeAnzahlvon Personen, welche sich in der Kammer be-
nden, namlich alle Gutsbesitzer, vor Ende November nicht

gut ihre Wirthschaft verlassen können.
Um nun diese sichdarbietenden Schwierigkeiten u beseiti-

gen, ist der Antrag gestellt worden, das Etatjahrkünftig
ni t vom 1. Januar bis zum 31. Dezember gehenzu
la en, sondern vom 1. Juli bis zum 30. Juni. Dann
können die Kammern im Januar einberufenwerden und in

Ruhe und mit Gründlichkeitdas Budget berathen. Der An-

trag ist im Hause besprochenworden, und die Re ierun hat
sich ihm nicht abgeneigt gezeigt; sie will jedocherstdie ro-

vinzial sBehörden wegen der
iåraktischenAusführbarkeitfra-

en,» Hoffen wir-, daLderen twort so ausfällt, daß diese
enderung rechtbald vor sichge en kann.

So wird nun voraussichtlichdas Budgetgesetzfür 1867

nochvor dem Schluß dieses Jahres publizirt werden, und

auf diese Weise eine der wesentlichstenBedingungen des

verfassungsmäßigenLebensbei uns in Preußen zur Ausfüh-
kung kommen. Möge sich an diese Erfüllung eines

konstitutionellen Wunsches noch recht bald die Er-

füllung fo manches anderen anschließen.

Anzeige.
Wer einer raktischenNähmafchine für Hausgebrauch oder

Erwerb unter arantie bedarf, und nicht glaubt: die am

prah-lendstenangekündigtemüsseauch die beste sein, besichtigeund prü e

gefälligstauch die

F. Schmidt’schenNähmaskhinen,
Fabrik und Lager: Taubenstraße6.

Der Fabrikant bietet große Auswahl, gediegeneArbeit bei

festen, billigen Fabrikpreisen, den grundlichstenUnterricht,und
nimmt au Theilzahlungen an. Ueber Vorzüglkchkeitund Let-

stungsfähigeit der

F. Schmidt’schenNähmaschinen
etwas zu sagen, ist wohl unnöthi , da dieselben sich des beften
Rufes erfreuen, der durch lan jährigenFleiß —

verwendetauf
Herstellung gediegenerNähmas inen — nicht aber durch die mög-
lichst großenAnnoncen erworben wurde.
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